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In deutlichen Worten hat Agnès Pannier-Runacher, Frankreichs Ministerin für die
Energiewende, bei einer öffentlichen Anhörung zur Klimapolitik vor den dramatischen Folgen
einer globalen Untätigkeit im Klimaschutz gewarnt. Die Inaktivität angesichts der
fortschreitenden Erderwärmung bezeichnete sie als eine „Waffe der massiven Zerstörung“ –
eine Formulierung, die sowohl Dringlichkeit als auch moralische Verantwortung betont.

Die politische Botschaft dahinter ist unmissverständlich: Wer jetzt nicht handelt, trägt
Mitverantwortung an den ökologischen und sozialen Verwüstungen, die der Klimawandel
bereits heute verursacht.

Frankreich als Testfall für Klimaanpassung

Frankreich zählt sich zu den Vorreitern im Klimaschutz. Doch mit dem dritten nationalen
Anpassungsplan an den Klimawandel (Plan national d’adaptation au changement climatique,
PNACC-3) bekennt sich die Regierung nun verstärkt zu einer Politik der Resilienz. Der Plan
geht davon aus, dass die Temperaturen bis zum Ende des Jahrhunderts um bis zu vier Grad
Celsius steigen könnten – eine Projektion, die selbst im europäischen Vergleich
bemerkenswert offen ist.

Zentraler Bestandteil ist die Integration verpflichtender Klimaprognosen (Trajectoires de
Référence de l’Augmentation du Climat, TRACC) in alle raumplanerischen Entscheidungen –
von lokalen Entwicklungsplänen bis hin zu regionalen Strategien. Damit sollen zukünftige
Bau- und Infrastrukturmaßnahmen nicht nur ökologisch tragfähig, sondern auch hitze- und
hochwasserresilient gestaltet werden. Zugleich soll eine verstärkte Steuerung auf territorialer
Ebene gewährleisten, dass Gesundheits-, Infrastruktur- und soziale Risiken stärker
berücksichtigt werden.

Trotz dieses regulatorischen Fortschritts bleibt die Kritik nicht aus. Fachgremien bemängeln
insbesondere unzureichende finanzielle Mittel und eine fehlende rechtliche Verbindlichkeit
vieler Maßnahmen. Während die planerischen Instrumente an Klarheit gewinnen, fehlt es
bislang an Durchsetzungskraft – auch weil viele Kommunen strukturell und finanziell
überfordert sind. So entsteht ein Spannungsverhältnis zwischen ambitionierter Konzeption
und praktischer Wirkung.

Gleichzeitig belegt eine wachsende Zahl von Extremwetterereignissen die Dringlichkeit des
politischen Handelns. Die Überschwemmungen in Südfrankreich, die Waldbrände in der
Gironde oder Hitzerekorde in städtischen Ballungsräumen zeigen, wie verwundbar selbst
hochentwickelte Regionen bereits heute sind.



„Inaction climatique – eine Massenvernichtungswaffe“. Frankreichs
Energieministerin warnt vor globaler Untätigkeit im Klimaschutz

© nachrichten.fr / Editions PHOTRA / Autor | 2

Energiepolitik: Atomkraft als Teil der Lösung

Ein weiterer Schwerpunkt der französischen Klimapolitik liegt auf der Sicherstellung der
Energiesouveränität. Frankreich setzt dabei auf ein hybrides Modell aus beschleunigtem
Ausbau erneuerbarer Energien und gleichzeitiger Stärkung der Kernenergie. Die Ministerin
bekräftigte kürzlich das Bekenntnis zur Kernkraft als „verlässlicher dekarbonisierter
Energiequelle“, die nicht nur das Klima, sondern auch die Versorgungssicherheit stabilisiert.

Die jüngst aktualisierte nationale Klimastrategie (Stratégie Nationale Bas Carbone, SNBC)
und der entsprechende Energie- und Klimaplan, den Frankreich bei der EU-Kommission
eingereicht hat, legen dabei als Ziel die Klimaneutralität bis 2050 fest. Doch auch hier bleibt
der Spagat zwischen Zielvorgaben und konkreter Umsetzung ein Problem: Die geplanten
Maßnahmen gelten aus Sicht unabhängiger Gutachter als zu vage oder unterfinanziert,
insbesondere im Bereich der Photovoltaik und Windenergie.

Klimaanpassung als geopolitisches Gebot

Pannier-Runacher betont die internationale Dimension der Herausforderung. Die
Transformation sei kein nationales Projekt, sondern bedinge einen globalen Schulterschluss.
Industrieländer müssten nicht nur ihre Emissionen rascher senken, sondern auch
substanzielle Mittel bereitstellen, um Entwicklungsländer bei der Anpassung an den
Klimawandel zu unterstützen.

Dieses Plädoyer für internationale Klimagerechtigkeit ist nicht neu, gewinnt jedoch
angesichts globaler Klimakonferenzen, stockender Finanzierungszusagen und zunehmender
Migrationsbewegungen aus klimageschädigten Regionen an zusätzlicher Brisanz.

Die Warnung der Ministerin ist Ausdruck eines wachsenden Konsenses: Klimapolitik darf sich
nicht auf Emissionsziele und Energietechnologien beschränken. Sie muss integrativer
gedacht werden – als Querschnittsaufgabe, die Gesundheit, Infrastruktur, soziale Kohärenz
und internationale Solidarität gleichermaßen umfasst.

Pannier-Runachers drastische Worte sind insofern mehr als eine rhetorische Zuspitzung. Sie
markieren eine politische Haltung, die in Frankreich zunehmend Konsens wird – aber noch
immer zu selten in praktische Konsequenz mündet.
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